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D ie Veran twor tung Hamburgs ende t n i ch t an der Landesgrenze

dung, auf familiengerichtlicher Ebene
unternehmen?

Also – ich versteh nicht warum das in
der Jugendhilfe niemand weiß – ab ih-
rem 14. Geburtstag können Kinder sel-
ber zum Familiengericht gehen! Und sa-
gen: „Ich will das anders haben, ich will
nicht mehr in das Heim, ich will dass je-
mand anders für mich entscheidet! Ich
will, dass meine Eltern wieder sorgebe-
rechtigt für mich sind“ oder auch: „Ich
will, dass meine Eltern das Sorgerecht
verlieren, denn die wollen mich in einer
Einrichtung halten die ich nicht mag“,
oder „in einer Einrichtung, in der ich ge-
schlagen werde“! Ab dem 14. Geburts-
tag sind sie selber Beteiligte im Verfah-
ren, da können sie an das Gericht schrei-
ben, da können sie persönlich hingehen,
da können sie einen Anwalt beauftra-
gen. Eine Vollmacht von ihnen für den
Anwalt ist rechtswirksam, auch ohne
gesetzlichen Vertreter! Und sie können
auch Verfahrenskostenbeihilfe beantra-

gen. Mit 14 haben sie alle Rechte – und
niemand tut’s! Ich kann allen aus der Ju-
gendhilfe nur empfehlen, die Kinder zu
ihren Rechten zu führen. Nicht aufzu-
hetzen, aber ihnen klar zu machen: Ab
14 kannst du selber was bewirken und
selber einen Antrag stellen.

Vielen Dank für die Informationen
und für Ihre Zeit, Rudolf von
Bracken.

Interview: Manuel Essberger

Anmerkungen:

1) Firma „Haasenburg“ mit geschlossener
Jugendhilfeunterbringung, auch für
Hamburger Kinder.

2) „Familien-Interventions-Team“ – das
„LKA der Jugendhilfe“ in Hamburg, ein
privilegiert ausgestattetes landesweit zu-
ständiges Sonderjugendamt für „jugend-
liche Delinquente“.

3) Die Ablösung eines Amts- durch einen
Privatvormund ist im BGB § 1791 b ge-
regelt.

4) Weitere Infos dazu unter: http://
anwaelte-spadenteich.de/index.html.

Rudolf von Bracken

ist Fachanwalt für Familienrecht. In seinem Kinderrechte-
büro setzt er sich jenseits der Anwalterei für Kinderrechte
ein. Infos unter Homepage www.kinderrechtebuero.net.

Im Dezember 2012 forderten Grüne und Linkspartei die Wiederaufnahme der Arbeit der Hamburger Aufsichtskom-
mission für geschlossene Heime. Diese hatte es bis 2008 für das inzwischen geschlossene Heim in der Hamburger
Feuerbergstraße gegeben (vgl. Michael Lindenberg im letzten FORUM). Nach einer parlamentarischen Anfrage zur
„Haasenburg“ verweigerte der Hamburger Senat unserer Gesprächspartnerin, Christiane Blömeke, die Informatio-
nen zu den monatlichen Unterbringungskosten. Das seien „Geschäftsgeheimnisse“, solche Auskünfte ließen
Rückschlüsse auf Umsatzzahlen zu und könnten die Wettbewerbsposition eines Trägers nachteilig beeinflussen. (*)
Damit war man der Sichtweise der Firma Haasenburg gefolgt.

Die Verantwortung Hamburgs
endet nicht an der Landesgrenze

ein Gespräch mit Christiane Blömeke

FORUM: Warum haben Sie gerade
jetzt die parlamentarische Initiative
gestartet mit Ihrer Anfrage zur Haa-
senburg?

Christiane Blömeke: Für diesen Zeit-
punkt gab es verschiedene Gründe. Ich
bin zum einen durch die Berichterstat-
tung in den Medien und durch eine An-
frage der grünen Landtagsfraktion in
Brandenburg auf die problematischen
Zustände in den Einrichtungen der
Haasenburg GmbH aufmerksam ge-
worden. Zum anderen habe ich mich im

Zusammenhang mit der Unterbringung
eines Jungen in einem Wanderzirkus
verstärkt mit der Betreuung von Min-
derjährigen außerhalb Hamburgs, der
sogenannten auswärtigen Unterbrin-
gung, befasst. Dabei hat die Betreuung
von Kindern und Jugendlichen in Ein-
richtungen mit geschlossener Unter-

bringung, wie z.B. der Haasenburg,
ebenfalls eine wichtige Rolle gespielt.
Um es noch einmal deutlich zu sagen:
Wir Grüne lehnen die Unterbringung
von Minderjährigen in geschlossenen
Einrichtungen weiter grundsätzlich ab.
Dafür gibt es im politischen Raum aber
absehbar keine Mehrheit. Solange aber
Kinder und Jugendliche aus Hamburg
in geschlossenen Einrichtungen außer-
halb Hamburgs betreut werden, muss
die Wahrung des Kindeswohls durch
eine Aufsichtskommission weiterhin
kontrolliert werden. Diese Verantwor-

Die Wahrung des Kindeswohls
muss durch eine Aufsichts-

kommission kontrolliert werden.
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tung Hamburgs endet nicht an der Lan-
desgrenze. Daran haben wir den Senat
erinnert.

Wie war die öffentliche Resonanz, v.a.
auch im außerparlamentarischen Be-
reich? Haben Sie auch Reaktionen von
betroffenen Jugendlichen oder Eltern
bekommen?

Abgesehen von der Berichterstattung in
den Hamburger Medien hat unsere par-
lamentarische Initiative vergleichsweise
wenig öffentliche Resonanz gefunden.
Ich habe auch keine direkten Reaktio-
nen von betroffenen Jugendlichen oder
ihren Eltern erhalten. Direkte Reaktio-
nen gab es hingegen aus dem Kreis der
Hamburger Familienrichterinnen und
-richter. Auch nach der Veranstaltung
sind bei mir keine Zuschriften eingegan-

gen. Ich bedauere, dass dieses Thema so
wenig öffentliche und mediale Auf-
merksamkeit hat.

Was sagen Sie zu der Argumentation
der Haasenburg gegenüber der FHH,
Aussagen zu den Kosten einer solchen
Unterbringung müssten geheim blei-
ben, sie unterlägen dem Datenschutz,
auch gegenüber dem Parlament? In-
formationen dazu würden „die Wett-
bewerbsposition des Trägers“ nachtei-
lig beeinflussen? Spricht das nicht da-
für, die Jugendhilfe – als öffentliche
Aufgabe – den Marktmechanismen so
schnell wie möglich zu entziehen?

Die Auffassung der Haasenburg ist das
eine. Wirklich schwierig finde ich, dass
sich der Hamburger Senat dieser Auffas-

sung vollumfänglich angeschlossen hat
und dem Parlament jetzt wesentliche In-
formationen, beispielsweise zu den Kos-
ten, vorenthält. So können die Abgeord-
neten ihre Kontrollfunktion nicht wahr-
nehmen. Wir haben hier eine andere
Rechtsauffassung und haben daher ge-
gen diese Auskunftsverweigerung des
Senats bei der Präsidentin der Bürger-
schaft Beschwerde eingelegt. Die Ant-
worten werden von uns im Moment noch
rechtlich geprüft.

Christiane Blömeke, vielen Dank für
das Interview!

Interview: Manuel Essberger

Anmerkung:

*) vgl. taz v. 08.02.2013

Resolution und Aufruf: Wegsperren ist keine Lösung!

Kritik an der geschlossenen Unterbringung und hier besonders an der
Praxis des Trägers Haasenburg GmbH in Brandenburg

von der ver.di AG ASD in der Fachgruppe SKJ im April 2013

Die AG ASD in der Fachgruppe SKJ hat
sich auf ihrer Sitzung am 27.03.13 er-
neut mit dem Thema „Geschlossene Un-
terbringung Minderjähriger“ beschäf-
tigt. Anlass sind die wiederholt durch die
Medien und die Anfragen in der Ham-
burgischen Bürgerschaft an den Senat
der FHH durch die Fraktionen der Partei
Die Linke und der Partei Bündnis 90/die
Grünen bekannt gewordenen kindes-
wohlgefährdenden Zustände in der Ein-
richtung Haasenburg GmbH.

Es wurde von der Diskussions-Veran-
staltung des Vereins „Anwalt des Kin-
des in Hamburg“ am 25.3.2013 im
Hamburg Haus Eimsbüttel berichtet.
Danach sind beim Träger Haasenburg

GmbH Menschenrechtsverletzungen
augenscheinlich Teil einer verurtei-
lungswürdigen Praxis gegenüber den
aufgenommenen Jugendlichen. Auf der
Veranstaltung wurde auch bekannt ge-
macht, dass die Hamburger Aufsichts-
kommission für geschlossene Heime
wiederbelebt wurde.

Unsere Diskussion zum Thema führ-
te jetzt zum Beschluss eines Aufrufes:
Fachliches Handeln schließt die Auf-
nahme „Gefährdeter Minderjähriger“
durch den Träger Haasenburg GmbH
aus. Wir fordern die BASFI als in Ham-
burg zuständiger Fachbehörde auf, ent-
sprechend zu handeln und bestehende
Belegungsvereinbarungen mit dem o.g.

Träger zu beenden und für die Zukunft
auszuschließen.

Wir fordern die Benennung adäquater
Alternativen für die Unterbringung und
Begleitung der gefährdeten jungen Men-
schen, die in den üblichen Wohnformen
und Betreuungsarrangements der Ju-
gendhilfe pädagogisch nicht erreicht
werden. Die verantwortlichen Fachkräf-
te im ASD und im FIT (Familieninter-
ventionsteam), sind hier zur Erfüllung
ihres gesetzlichen Jugendhilfeauftrages
darauf angewiesen, dass Angebote vor-
gehalten, gefördert und entwickelt wer-
den, die jungen Menschen in dieser be-
sonders schwierigen Lebenslage gerecht
wird. Wegsperren ist keine Lösung!

Christiane Blömeke,

Familien-, Kinder- und jugendpolitische Sprecherin der
grünen Bürgerschaftsfraktion, ist Umweltpädagogin und
seit Ende der 80er Jahre mit dem besonderen Augenmerk
auf die Interessen von Kindern und Jugendlichen poli-
tisch aktiv.

Foto: L. Wagner


